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12. Bekanntmachung 

 

 

Haushaltssatzung 
der Kreisstadt Unna für das Haushaltsjahr 2022 

 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Arti-

kel 7 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, hat 

der Rat der Kreisstadt Unna mit Beschluss vom 20.12.2021 folgende Haushaltssatzung    

erlassen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 

Kommune voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 

eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflich-

tungsermächtigungen enthält, wird 

 

im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 179.389.000 EUR 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 179.389.000 EUR 

 

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  

Verwaltungstätigkeit auf 168.436.000 EUR 

 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  

Verwaltungstätigkeit auf 163.264.000 EUR 

 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  

Investitionstätigkeit auf   9.052.000 EUR 

 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Investitionstätigkeit auf   15.602.000 EUR 

 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  

Finanzierungstätigkeit auf   8.185.000 EUR 

 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  

Finanzierungstätigkeit auf    6.807.000 EUR 

 

festgesetzt. 
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§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen und Investitionsförde-

rungsmaßnahmen erforderlich ist, 

 

wird auf     8.185.000 EUR 

 

festgesetzt. 

 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitions-

auszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jah-

ren erforderlich ist, 

 

wird auf    19.935.000 EUR 

 

festgesetzt. 

§ 4 

 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des  

voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf            0 EUR 

 

und 

 

die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des  

voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf            0 EUR 

 

festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen wer-

den dürfen, 

 

wird auf              90.000.000 EUR 

 

festgesetzt. 

 

§ 6 

 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2022 wie folgt 

festgesetzt 
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1. Grundsteuer 

1.1. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)     447 v. H. 

1.2. für die Grundstücke (Grundsteuer B)         843 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer            481 v. H. 

 

Die Angabe der Hebesätze hat nur deklaratorischen Charakter, da die Festsetzung auf-

grund einer eigenen Hebesatzsatzung erfolgt. 

 

§ 7 

 

Im Rahmen der Bestimmungen der Verordnung über das Haushaltswesen der Kommunen 

im Land Nordrhein-Westfalen (Kommunalhaushaltsverordnung NRW – KomHVO NRW) 

vom 12.12.2018 (GV. NRW. S. 708) in der geltenden Fassung ergehen folgende Regelun-

gen zur flexiblen Bewirtschaftung der Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen und Aus-

zahlungen des Haushaltsplanes: 

 

Allgemeine Bewirtschaftungs- und Veranschlagungsregeln nach § 4 Abs. 5 KomHVO 
 
1. Die Wertgrenze einzelner Investitionsmaßnahmen im Sinne von § 41 Absatz 1 Buch-

stabe h der Gemeindeordnung NRW beträgt bei Beschaffungen und Baumaßnahmen 

50.000 Euro des gesamten Auszahlungsbedarfes je Maßnahme. Letzteres gilt auch für 

einzelne bauliche Unterhaltungsmaßnahmen. 

 
2. Als Inanspruchnahme gilt bereits die Vergabe von Aufträgen. Die Auszahlungsansätze 

dürfen nur dann kassenwirksam in Anspruch genommen werden, wenn die rechtzeiti-

ge Bereitstellung der Deckungsmittel gesichert ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



26 
 

 

Budgetbildung nach § 21 KomHVO in der Ergebnisrechnung 
 
1. Für nachfolgende Aufwendungen und Erträge werden gesamtstädtische produktüber-

greifende Budgets gebildet, welche zentral bewirtschaftet werden: 

Bewirtschaftung durch das Personalmanagement: 

- Personal- und Versorgungsaufwendungen inklusiv der korrespondierenden Erträge  

Bewirtschaftung durch das Immobilienmanagement: 

- Aufwendungen für bauliche Instandhaltungsmaßnahmen inklusiv der korrespondie-
renden Erträge 

- Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Grundstücke und Gebäude inklusiv der 
korrespondierenden Erträge 

Bewirtschaftung durch das Finanzmanagement: 

- Abschreibungen von Anlagevermögen bzw. die korrespondierende Auflösung von 
Sonderposten 

- Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 

- Erträge aus der Aktivierung von Eigenleistungen 

- Aufwendungen und Erträge aus internen Leistungsverrechnungen 

- Aufwendungen für Zinsen 

- Verfügungsmittel des Bürgermeisters 

- Aufwendungen für geringwertige Wirtschaftsgüter bis 800 € 

- Aufwendungen für Grünpflege 

- Erträge und Aufwendungen aus dem Verkauf von Grundstücken und Gebäuden 

 
Für den Gebührenhaushalt Rettungsdienst wird ein davon getrennter Budgetring geführt. 

Minderaufwendungen für Personal in diesem Budgetring stehen nur insoweit für Perso-

nalmehraufwendungen an anderen Stellen zur Verfügung, sofern der Refinanzierungsgrad 

der Personalkostenanteile nicht verändert wird. 

 

Über Verschiebungen von Ermächtigungen zwischen den zentral bewirtschafteten Bud-

gets entscheidet der Kämmerer, vertretungsweise die Leitung des Finanzmanagements. 

 
2. Innerhalb einer Produktgruppe bilden die ordentlichen Erträge und die ordentlichen 

Aufwendungen ein von der jeweiligen Produktgruppenleitung selbst zu bewirtschaf-

tendes Budget. Mehrerträge dürfen für Mehraufwendungen verwendet werden; im 

Gegenzug reduzieren Mindererträge die Ermächtigungen für Aufwendungen. In jedem 

Fall sind mögliche Zweckbestimmungen zu beachten. Die vorgenannten flexiblen Be-

wirtschaftungsregeln sind nicht auf die zentral bewirtschafteten Budgets anzuwenden. 

 

3. Nach den Geschäftsbereichen des Verwaltungsvorstandes werden die unter Nr. 2     

genannten Produktgruppenbudgets zu Dezernatsbudgets zusammengefasst. Verschie-

bungen zwischen den Produktgruppen in einem Dezernat erfolgen im Einvernehmen 

mit dem Finanzmanagement. 
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4. Verschiebungen von Ermächtigungen zwischen den Dezernatsbudgets erfolgen im Ein-

zelfall bis einschließlich 50.000 Euro durch den Kämmerer, vertretungsweise durch die 

Leitung des Finanzmanagements. Für darüber hinaus gehende Beträge entscheidet der 

Rat.  

 

5. Verschiebungen zwischen einzeln veranschlagten baulichen Unterhaltungsmaßnahmen 

erfolgen bis einschließlich 50.000 Euro durch den Kämmerer, vertretungsweise durch 

die Leitung des Finanzmanagements. Bei darüber hinaus gehenden Beträgen entschei-

det der Rat. 

 

6. Das Gesamtdeckungsprinzip sieht gemäß § 20 KomHVO u.a. vor, dass Einzahlungen aus 

laufender Verwaltungstätigkeit insgesamt zur Deckung der Auszahlungen für laufende 

Verwaltungstätigkeit dienen. Während Mehreinzahlungen zu Mehrauszahlungen be-

rechtigen, dürfen die vorgenannten Budgetregeln nach § 21 Absatz 3 KomHVO nicht zu 

einer Minderung des Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit führen. 

 

 

Budgetbildung nach § 21 KomHVO für Investitionen 

 

1. Die Ein- und Auszahlungen der Investitionen einer Produktgruppe werden für gegen-

seitig deckungsfähig erklärt. Innerhalb dessen dürfen höhere Einzahlungen für höhere 

Auszahlungen von Investitionen verwendet werden. Im Gegenzug reduzieren Minder-

einzahlungen die Ermächtigungen für Auszahlungen. Verschiebungen von Ermächti-

gungen erfolgen im Einvernehmen mit dem Finanzmanagement. 

 

2. Nach den Geschäftsbereichen des Verwaltungsvorstandes werden die unter Nr. 1     

genannten Produktgruppenbudgets zu Dezernatsbudgets zusammengefasst. Über Ver-

schiebungen von Ermächtigungen zwischen verschiedenen Produktgruppen eines Vor-

standsbudgets entscheidet der Kämmerer, vertretungsweise die Leitung des Finanz-

managements. 

 

3. Verschiebungen von Ermächtigungen zwischen den Dezernatsbudgets erfolgen im Ein-

zelfall bis einschließlich 50.000 Euro durch den Kämmerer, vertretungsweise durch die 

Leitung des Finanzmanagements. Bei darüber hinaus gehenden Beträgen entscheidet 

der Rat. 

 

4. Von den o.g. Regelungen bleiben gesonderte einzelne Deckungsvermerke und Zweck-

bestimmungen bei den jeweiligen Investitionen unberührt. Entsprechendes ist den 

textlichen Erläuterungen der einzelnen Investitionen zu entnehmen. 

 

5. Verpflichtungsermächtigungen im Gesamthaushalt werden gemäß § 12 Absatz 2 

KomHVO für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Entsprechende Verschiebungen oblie-

gen dem Kämmerer, vertretungsweise der Leitung des Finanzmanagements. 
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Über-/außerplanmäßige Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen 

 

1. Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen nach den vorgenannten Budgetregeln 

gelten nach § 21 Abs. 2 Satz 3 KomHVO nicht als überplanmäßig. 

 

2. Für außerplanmäßige Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gilt § 83 GO NRW. 

Bei unabweisbaren außerplanmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen im Einzelfall 

von bis zu 50.000 Euro entscheidet der Kämmerer, vertretungsweise die Leitung des 

Finanzmanagements. Bei mehr als 50.000 Euro entscheidet der Rat. 

 

 

Berichtswesen 

 

1. Die Produktgruppenleitungen sind verpflichtet, dem Finanzmanagement mindestens 

vierteljährlich über den Stand, die voraussichtliche Entwicklung und über sonstige 

steuerungsrelevante Abweichungen ihrer Produktgruppen-/ Investitionsbudgets zu  

berichten. Darüber hinaus ist das Finanzmanagement unverzüglich zu informieren, 

wenn die Einhaltung der Produktgruppen-/ Investitionsbudgets gefährdet ist. 

 

2. Zweimal jährlich berichtet der Kämmerer dem Haupt- und Finanzausschuss und dem 

Rat über Abweichungen des laufenden Jahres von 50.000 Euro und mehr.  

Ein regelmäßiger Berichtstermin kann bei Erlass einer Nachtragssatzung zur Haushalts-

satzung entfallen. 

 

 

§ 8 

 

(1) Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) angebracht ist, dürfen 

solche freiwerdende Stellen dieser Besoldungsgruppe nicht mehr besetzt werden. 

 

(2) Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig umwandeln“ (ku) angebracht ist, sind     

solche freiwerdende Stellen dieser Besoldungsgruppe in Stellen einer niedrigeren Be-

soldungsgruppe oder in Angestelltenstellen umzuwandeln. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat am 20.12.2021 beschlossene Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß  

§ 80 Absatz 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Unna 

angezeigt worden. Mit Antwortschreiben vom 09.03.2022 ist die Haushaltssatzung mit    

ihren Anlagen bestätigt worden. 

 

Die nachstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2022 wird 

hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme  

 

bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 96 Abs. 2 GO NRW 

 

zur Einsichtnahme während der Kernarbeitszeiten im Rathaus der Kreisstadt Unna,      

Rathausplatz 1, Bürgerservice (Erdgeschoss) öffentlich aus und ist unter 

https://www.unna.de/rathaus/finanzen-beteiligungen/haushalt auf der Homepage der 

Kreisstadt Unna verfügbar. 

 

Unna, 23.03.2022 

 

 

gez. Wigant 

Bürgermeister 

 

 

 

Abl.KrStUN 04 – 12 / 30. März 2022 

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://www.unna.de/rathaus/finanzen-beteiligungen/haushalt
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13. Bekanntmachung 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung über den Ablauf von Ruhe- und Nutzungszeiten 

 

Die Kreisstadt Unna gibt hiermit öffentlich bekannt, dass die Ruhezeit gemäß § 9 der 

Friedhofssatzung der Kreisstadt Unna an den nachfolgend aufgeführten Reihengrabstät-

ten abgelaufen ist. Das Abräumen von Reihengrabfeldern ist drei Monate vorher öffent-

lich bekanntzumachen. Eine schriftliche Benachrichtigung erfolgt nicht. Alle nach Ablauf 

der gesetzten Frist nicht abgeräumten baulichen Anlagen gehen entschädigungslos in das 

Eigentum der Kreisstadt über. 

 

Wahlgrabstätten mit abgelaufenen Nutzungs- und Ruherechten, deren teilweise unbe-

kannte Nutzungsberechtigte keine Verlängerung bei der Friedhofsverwaltung beantragt 

haben, gelten als an die Kreisstadt Unna zurückgegebene Grabstätten. Wahlgrabstätten 

deren Nutzungszeit bis zum 31.03.2022 nicht verlängert wurde, gehen ab dem 30.06.2022 

an die Kreisstadt Unna zurück. 

 

Die auf den Grabstätten vorhandenen Bepflanzungen sowie alle übrigen Gegenstände ge-

hen gemäß § 23 Absatz 2 in Verbindung mit § 18 der Satzung für das Friedhofs- und Be-

stattungswesen der Kreisstadt Unna vom 01.06.2010 in das Eigentum der Stadt über. 

 
 

Friedhof Unna-Afferde 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

B/UR/0018 Schönherr 

B/UR/0019 Rogalla 

B/UR/0020 Geißler 

 
 

Friedhof Unna-Niedermassen 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

A/UR/0009 Hyla 

RG/0376 Kamolz 

K/015/004-005 Harendza 

A/UR/0005 Reiser 

A/UR/0006 Runte 

KR/0007 Kokot 

 
 

Friedhof Unna-Obermassen 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

B/UR/0010 Rousek 

B/UR/0011 Neumann 

 
 

Friedhof Unna-Billmerich 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

012/001/003-004 Hellmann 
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UR/0002 Müller 

 
 

Südfriedhof Unna 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

I/UR/0173 Kowalke 

K/UR/0222 Plaß 

K/UR/0223 Dröllner 

K/UR/0224 Martens 

K/UR/0225 Pude 

K/UR/0226 Röglin 

K/UR/0227 Scheff 

K/UR/0228 Noll 

K/UR/0229 Kemper 

K/UR/0230 Armknecht 

K/UR/0231 Engelhardt 

K/UR/0232 Kasigkeit 

K/UR/0233 Harthun 

K/UR/0234 Krüger 

K/UR/0235 Teichert 

K/UR/0236 Langer 

OF/KR/3394 Mirabella 

OFII/RG/6708 Schmenkel 

OFII/RG/6710 Roesler 

OFII/RG/6713 Lichterfeld 

OFII/RG/6714 Thiesies 

OFII/RG/6715 Ollech 

OFII/RG/6716 Neugebauer 

OFII/RG/6717 Grünheid 

OFII/RG/6720 Morschl 

OFII/RG/6727 Holthaus 

OFII/RG/6728 Pieper 

OFII/RG/6731 Kunert 

OFII/RG/6734 Künne 

OFII/RG/6735 Ossenberg 

OFII/RG/6737 Tomic 

OFII/RG/6740 Sokol 

OFII/RG/6745 Badzug 

OFII/RG/6746 Fischer 

OFII/RG/6747 Wall 

OFII/RG/6751 Zaborowski 

B/UW/0217 Urbanek 

D/H018g/929 Helmerich/Rumpf 

D/UW/0011 Schneider/Brennemann 

OFII/WR045a/4875 Landherr 

 
 
 

Abl.KrStUN 04 – 13 / 30. März 2022 
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14. Bekanntmachung 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung zur Herrichtung und Pflege vernachlässigter Grabstätten 

 

Die Kreisstadt Unna fordert hiermit die Nutzungsberechtigten auf, die nachfolgend aufge-

führten, seit längerer Zeit nicht gepflegten Grabstätten möglichst bald zu reinigen und 

weiterhin zu pflegen.  

 

Grabstätten mit bestehenden Nutzungsrechten, die sich am 30.06.2022 nicht in einem 

ordnungsgemäßen Zustand befinden, gehen an die Kreisstadt Unna zurück. 

  

Die auf den Grabstätten vorhandenen Bepflanzungen sowie alle übrigen Gegenstände   

gehen gemäß § 23 Absatz 2 in Verbindung mit § 18 der Satzung für das Friedhofs- und Be-

stattungswesen der Kreisstadt Unna vom 01.06.2010 in das Eigentum der Stadt über. 

 

Südfriedhof Unna 

Grabstättenbezeichnung Grabstättenname 

OFI/RG/7002 Werth 

OFI/RG/7121a Hartmann 

OFI/RG/7125 Schüpmann 

A/H014e/439 Arens 

B/UW/0172 Deist 

F/H/o24u/279b Kümper 

G/H024m/1279 Bohacek 

  
Nähere Auskünfte erteilen die Stadtbetriebe Unna, Friedhofsverwaltung. 
 
 
 

Abl.KrStUN 04 – 14 / 30. März 2022 
 


